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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse 

R 

zu Punkt 44 der 871. Sitzung des Bundesrates am 4. Juni 2010 
 
 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

 

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat,   
auch in dem folgenden beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Verfahren von 
einer Äußerung und einem Beitritt abzusehen, da bei diesem keine Umstände er-
sichtlich sind, die eine Stellungnahme des Bundesrates geboten erscheinen lassen: 

 
Verfassungsbeschwerde 

des Herrn Dr. P. G.  
gegen 
- das Gesetz zur Übernahme von Gewährleistungen im 

Rahmen eines europäischen Stabilisierungsmechanis-
mus - BR-Drucksachen 291/10, 298/10, 298/10 (Be-
schluss), BT-Drucksachen 17/1685, 17/1740, 
17/1741 -, im Folgenden bezeichnet als Euro-Stabi-
lisierungsmechanismusgesetz (EStabG), 

- die Mitwirkung der Bundesregierung an den intergou-
vernementalen Beschlüssen der im Rat der Europäi-
schen Union vereinigten Vertreter der Regierungen der 
dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaa-
ten und der Regierungen der 27 EU-Mitgliedstaaten 
vom 10. Mai 2010 (Rat der EU 9614/10) sowie an dem 
Beschluss des Rates der EU vom 9. Mai 2010, einen 
europäischen Stabilisierungsmechanismus zu schaffen 
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- Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und Finan-
zen) vom 9. Mai 2010, Rat der EU SN 2564/1/10 vom 
10. Mai 2010, S. 3 - und an dem Beschluss des Rates 
über die Verordnung des Rates zur Einführung eines 
europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus vom 
10. Mai 2010 (Rat der EU 9606/10), 

- die im 2. Spiegelstrich genannten Beschlüsse des Rates 
der Europäischen Union, 

- den Aufkauf von Staatsanleihen Griechenlands und 
anderer Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets 
durch die Europäische Zentralbank, 

- die Mitwirkung der Bundesregierung an der außerver-
traglichen Änderung der im Vertrag über die Arbeits-
weise der Europäischen Union vorgesehenen Konzep-
tion zur Sicherung der Preisstabilität des Euro; diese 
Mitwirkung besteht in den im 2. Spiegelstrich genann-
ten Mitwirkungsverhandlungen an den Beschlüssen der 
EU beziehungsweise der Mitgliedstaaten über den eu-
ropäischen Stabilisierungsmechanismus in Verbindung 
mit der Mitwirkung an den im Rahmen der Europäi-
schen Union beziehungsweise zwischen den Mitglied-
staaten des Euro-Währungsgebiets getroffenen Be-
schlüssen über das "Griechenland-Rettungspaket", des-
sen deutscher Anteil mit dem Gesetz zur Übernahme 
von Gewährleistungen zum Erhalt der für die Finanz-
stabilität in der Währungsunion erforderlichen Zah-
lungsfähigkeit der Hellenischen Republik (Währungs-
union-Finanzstabilitätsgesetz - WFStG) vom 7. Mai 
2010 (BGBl. I 2010 S. 537) umgesetzt wurde, 

- die Unterlassung der Kommission der Europäischen 
Union, die im Vertrag über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union vorgesehenen Maßnahmen gegen die 
Überschuldung von Mitgliedstaaten des Euro-
Währungsgebiets sowie gegen deren Missachtung der 
im Vertrag vorgeschriebenen Haushaltsdisziplin vorzu-
gehen und auf diese Weise die Entstehung einer 
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Zwangslage zu verhindern, mit der jetzt die mit dem 
Vertrag unvereinbarten "Rettungspakete" ("Griechen-
land-Rettungspaket" und europäischer Stabilisierungs-
mechanismus) gerechtfertigt werden, 

- die Unterlassung der Bundesregierung, Maßnahmen 
gegen diejenigen Spekulanten zu ergreifen, die nach ih-
rer Darstellung gegen den Euro bzw. gegen bestimmte 
Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets derart ag-
gressiv spekulieren, dass zur Rettung der Währungssta-
bilität die "Rettungspakete" erforderlich sind. 

 
und 
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung - 2 BvR 1099/10 - 
 


